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In der wirtschaftswissenschaftlichen Lite-
ratur wird seit langem versucht, die öffent-
liche und private Verantwortung für die
Finanzierung von lebenslangem Lernen
(LLL) aus der Verteilung der Erträge von
Bildung abzuleiten. Nur wenn die gesell-
schaftlichen Erträge die privaten überstei-
gen, ist nach dieser Argumentation eine öf-
fentliche Finanzierung gerechtfertigt. Es
wird behauptet, dass die sozialen Erträge
der Elementarbildung am größten sind
und dass bei weiterführender Bildung die
privaten Erträge überwiegen. Daraus wird
abgeleitet, dass sich staatliche Interventio-
nen auf die Finanzierung der Allgemein-
bildung bis zu einem gesellschaftlich fest-
zulegenden Basisniveau zu beschränken
habe, das heute im Abschluss der Sekun-
darstufe II gesehen wird. Bildungsmaß-
nahmen im Erwachsenenalter müssten
von den Teilnehmern wegen des überwie-
gend privaten Nutzens selbst getragen wer-
den. Allerdings müssten die Unternehmen
betriebsspezifische Bildungsmaßnahmen
finanzieren, da ihnen die Erträge hierfür
alleine zufließen. Es wird allerdings zuge-
standen, dass die Individuen bei der Fi-
nanzierung der Bildung ein Liquiditäts-
problem haben können, da die Kredit-
märkte bei der Finanzierung von Bildung
nicht funktionierten. Denn anders als Sach-
kapital sei Humankapital nur schwer be-
leihbar. Der Staat habe daher durch die
Gewährung von Darlehen diese Liquidi-
tätsfalle zu überbrücken (z.B. Miguel Pala-
cios 2003). Weiterhin wird darauf verwie-
sen, dass Investitionen in die Bildung von
Kindern und Jugendlichen deutlich höhere

Erträge als die in Erwachsene haben, weil
Kinder und Jugendliche besser und schnel-
ler lernen als Erwachsene und sich zudem
die Bildungsinvestitionen in Kinder und
Jugendliche durch eine längere »Restlauf-
zeit« eher auszahlen. Darüber hinaus wird
auf die angeblich geringe Effizienz der
Förderung der Weiterbildung von Erwach-
senen, gemessen an höherem Verdienst
und besseren Arbeitsmarktchancen gegen-
über Nichtgeförderten, verwiesen. Bei der
Förderung der Weiterbildung von Arbeits-
losen, Zuwanderern oder gering Qualifi-
zierten sollte man nur Gutscheine verge-
ben, die die Eigeninitiative förderten, kei-
nesfalls aber Institutionen fördern,da diese
die Nachfrage steuern könnten. Ohne so-
lide empirische Basis wird zwischen »gu-
ten« und »schlechten«, weil angeblich nicht
marktkonformen, Förderinstrumenten un-
terschieden.

Die antistaatlichen Ressentiments die-
ser Argumentation sind geschickt hinter
Effizienzgesichtspunkten versteckt und
lassen nur wenig Raum für öffentliche In-
terventionen in lebenslanges Lernen im
Erwachsenenalter. Sie bestimmen weltweit
die Debatte um die Finanzierung von Bil-
dung und die Kreditvergabe der Weltbank
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in vielen Ländern und prägen auch die
Bildungsprogramme von CDU/CSU und
FDP. Ihre politische Durchsetzungsstärke
ergibt sich aus der Einfachheit der Argu-
mentation und ihrer klaren Vision der Pri-
vatisierung der Hochschul- und der Wei-
terbildung.

Zunehmende öffentliche
Verantwortung

Die Probleme dieser marktradikalen Sicht
sind unübersehbar. Viele Erträge, wie ge-
sellschaftliche Teilhabe oder Stärkung de-
mokratischer Institutionen, lassen sich
nicht ohne Weiteres quantifizieren und
werden daher einfach ausgeblendet. Die
Privatisierung der Bildung verstärkt die in
Deutschland ohnehin starke soziale Aus-
lese in Bildungsverläufen. Die pauschale
negative Bewertung der Weiterbildung Er-
wachsener ist empirisch nicht haltbar.Auf-
fällig ist, dass die allgemeine politische und
kulturelle Bildung überhaupt nicht mehr
vorkommt.Vermutlich wird sie als privates
Vergnügen angesehen.

Die Kommission zur »Finanzierung le-
benslangen Lernens« (2004) sowie zum 5.
Altenbericht (Sachverständigenkommis-
sion 2005) haben die öffentliche Verant-
wortung in der Finanzierung von LLL brei-
ter und offen für neue Problemlagen und
Erkenntnisse definiert. Sie sehen die Auf-
gabe von LLL nicht nur in der Stärkung der
Beschäftigungs- und Wettbewerbsfähig-
keit, sondern auch in der Herstellung von
Chancengleichheit sowie gesellschaftlicher
und kultureller Teilhabe. Daraus formulie-
ren sie zunächst einen öffentlichen Auftrag
in der Finanzierung von Maßnahmen der
allgemeinen, politischen und kulturellen
Weiterbildung, die Orte der Kommuni-
kation und des Lernens in einer demokra-
tischen Gesellschaft sind. Die beiden Kom-
missionen gehen weiterhin davon aus, dass
der Staat jedem Bürger unabhängig von
seinem Alter freien Zugang zu einem be-

stimmten Niveau der Allgemeinbildung
und zu einer beruflichen Erstausbildung
unabhängig vom Alter gewährleistet. Er
trägt die Maßnahmekosten (Schulen, Uni-
versitäten, Weiterbildungseinrichtungen)
und unterstützt die Familien von jungen
Lernenden und bedürftige erwachsene Ler-
nende bei der Finanzierung des Lebens-
unterhalts.

Die Kommissionen gehen davon aus,
dass mit dem Übergang in die Wissensge-
sellschaft sich dieser öffentliche Auftrag
erweitert. Einfache Tätigkeiten, die ohne
Mindestkenntnisse in der Allgemeinbil-
dung (Sprache, Mathematik etc.) und nur
mit geringen Sozialkompetenzen ausgeübt
werden können, verlieren quantitativ an
Bedeutung.Viele Erwachsene verfügen aber
nicht über diese Basisqualifikationen, da-
her beschränkt sich die öffentliche Verant-
wortung für die Allgemein- und auch Be-
rufsausbildung nicht mehr nur auf die Ju-
gendphase, sondern muss sich auch auf das
Erwachsenenalter erstrecken, insbesonde-
re wenn die Lebensarbeitszeit verlängert
werden soll. Gleichzeitig hat der Staat die
Aufgabe, durch die Gewährung von Mit-
teln für berufliche Bildung Bedürftige zu
unterstützen, Liquiditätsprobleme durch
Darlehen zu überbrücken und das Aus-
fallrisiko zu tragen.

Vorschläge zur Stärkung
lebenslangen Lernens

Die Investitionen in Weiterbildung sind in
den letzten Jahren in Deutschland be-
trächtlich zurückgegangen. Ihr Anteil am
Bruttosozialprodukt sank von 1,48 % im
Jahre 1996 auf 1,05 % im Jahre 2006 (Quel-
le: DIE 2008). International vergleichende
Studien (etwa jene der OECD) zeigen, dass
in Deutschland vor allem Ältere und ge-
ring Qualifizierte deutlich geringere Wei-
terbildungs- und auch Beschäftigungs-
chancen haben als etwa in den skandina-
vischen Ländern.
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Um Chancengleichheit und gesell-
schaftliche Teilhabe zu gewährleisten, ist
es zunächst notwendig, jedem/r Bürger/in
eines Landes einen öffentlich finanzierten
Grundstock von Bildung bereit zu stellen.
Nach einem Vorschlag der beiden oben ge-
nannten Kommissionen sollten Erwach-
sene mit geringem Einkommen und Ver-
mögen, die schulische und berufliche Ab-
schlüsse nachholen, über ein Erwachse-
nen-BAföG gefördert werden,das mindes-
tens bis zum 50. Lebensjahr gewährt wer-
den sollte. Langfristig sollten alle Bildungs-
transfers für Erwachsene, die bislang an
die Eltern gehen (Kindergeld, Kinderfrei-
beträge etc.), in Form eines Bildungsgeldes
direkt an die Lernenden ausgezahlt wer-
den. Leitbild ist der selbstständige erwach-
sene Bildungsteilnehmer, der nicht mehr
wie bislang bis zum 27. bzw. 25. Lebensjahr
als abhängiges Kind betrachtet wird.

Daneben muss es eine zweite Chance
für Beschäftigte geben, deren Qualifika-
tion durch wirtschaftlichen Strukturwan-
del entwertet wird. In den 90er Jahren

wurden jährlich rund 200.000 Arbeitslose
in einen neuen Beruf umgeschult. Mit den
Hartz-Gesetzen wurden Umschulungs-
maßnahmen auf ein Minimum reduziert,
obgleich die umfangreiche Evaluation sehr
positive Integrationseffekte zeigte. Da lang-
fristige Qualifizierungsmaßnahmen nicht
mehr in die Förderlogik der Bundesagen-
tur für Arbeit passen, die nur noch be-
triebswirtschaftlich in einem Zeitraum
von einem Jahr agiert, könnte man einen
Sondertopf für längerfristige Umschulun-
gen in der BA schaffen, der auch für un-
und angelernte Beschäftigte geöffnet wird.

Schließlich sollte man auch über Fonds-
finanzierungen der betrieblichen Weiter-
bildung nachdenken. Viele europäische
Länder haben gute Erfahrungen mit Wei-
terbildungsfonds gesammelt, die in der Re-
gel von den Sozialpartnern gesteuert wer-
den. Angesichts der hohen Arbeitsmarkt-
risiken von Leiharbeitnehmern sollte in
dieser Branche nach einem Vorschlag der
beiden Kommissionen eine Umlage von
mindestens 1 % der Lohnsumme für Qua-
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lifizierung erhoben werden. Zum Ver-
gleich: In Frankreich beträgt die Umlage
für alle Beschäftigten 1,6 % und für Leih-
arbeitnehmer und befristet Beschäftigte
wegen ihres hohen Bildungsrisikos 2 %.

Aus Sicht der Kommissionen ist die
Bereitstellung von Geld allein bei Weitem
nicht ausreichend, um die Bildungsbereit-
schaft zu erhöhen. Notwendig sind die Ver-
besserung der Transparenz der Angebote
und eine individuelle Bildungsberatung.
Weiterhin müssen erkennbare »Trampel-

pfade« durch das Bildungssystem geschaf-
fen werden: durch die Entwicklung von
anerkannten Weiterbildungsmodulen und
Abschlüssen im Zusammenhang der Neu-
ordnung von Berufen und durch bundes-
weit anerkannte Weiterbildungsabschlüsse.

Das deutsche Bildungssystem ist ins-
gesamt sehr jugendorientiert. Es fehlt ein
konsistentes System einer zweiten Chance.
Dieses ist unabdingbar, nicht zuletzt um
die Rentenformen auch bildungspolitisch
zu unterfüttern.
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Folgt man den programmatischen Verlaut-
barungen der demokratischen Parteien, so
herrscht weitgehende Übereinstimmung
darüber, was Gerechtigkeit im Bildungs-
wesen heißen soll: Alle wollen in die früh-
kindliche Förderung investieren; Kinder
und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund und aus bildungsfernen Familien
sollen besonders gefördert werden. Jeder
Jugendliche soll einen Ausbildungsplatz
bekommen können. Bis zu 40, gar 50 %
sollen die Hochschulreife erlangen. BAföG
wird erhöht. Die »am wenigsten Begüns-
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Chancengleichheit, Bildung und
Verteilungsgerechtigkeit

»Ein renommierter Gerechtigkeitsgrundsatz lautet, dass die Interessen der am we-
nigsten Begünstigten vorrangig zu berücksichtigen sind. Aber Gerechtigkeit ist
kein göttlicher Plan. Jede Gesellschaft muss sich darüber verständigen, wie sie ge-
mäß ihren normativen Überzeugungen auf eine bestimmte Situation reagiert.«
Friedhelm Hengsbach SJ.

tigten« werden, so soll es sein, »vorrangig«
berücksichtigt. Soweit zu den Beschlüs-
sen und Programmen. Nun zur Alltags-
praxis.

Die Alltagspraxis

Beispiel 1: Kita-Beiträge: Angesichts der
Auswirkungen der schwarz-gelben Steuer-
reform werden die Gemeinden wohl noch
für eine Weile darauf angewiesen sein,
»einkommensabhängig« Kita-Beiträge zu
erheben, die die Beitragszahler nicht mit
den gleichen absoluten Beträgen, sondern
mit dem gleichen prozentualen Anteil am
Haushaltseinkommen belasten sollen.

Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) hat dazu eine zwar zeit-
lich schon etwas zurückliegende, aber in
ihrer generellen Aussage nach wie vor gül-
tige Auswertung gemacht. Dabei wurden
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